
Gastkommentar. Die Ungarn-Krise 1956 und
die ständigen politischen Ermahnungen an
Budapest zur europäischen Solidarität.

Die Ausblendungen
der Moralisten
VON KARIN KNEISSL

H istorische Vergleiche
können helfen, die politi-
sche Gegenwart besser

zu begreifen. Darin liegt der tie-
fere Sinn aller komparativen Ge-
schichtsforschung. Doch gewisse
Analogien werden inflationär und
vor allem falsch eingesetzt. Dazu
gehört, dass das Abkommen von
München 1938 immer herange-
zogen wird, wenn es um Ver-
handlungen mit Autokraten geht.

Jeder Sachverhalt verdient
seine besondere Beurteilung und
das Wissen um die historischen
Zusammenhänge. Einen ver-
meintlich ähnlich gelagerten Fall
heranzuziehen ist nur dann von
Nutzen für die Debatte, wenn we-
sentliche Merkmale der Sachver-
halte vergleichbar sind. Alles an-
dere verzerrt die Diskussion oder
führt in die Irre. Eine Analogie,
die im Zuge der Flüchtlingskrise
zur Referenz für viele wurde, ist
die Ungarn-Krise 1956. Und diese
Referenz hinkt gewaltig.

Ob Kardinal Schönborn, Wie-
ner Sozialdemokraten oder jüngst
der luxemburgische Außenminis-
ter Jean Asselborn – sie alle bemü-
hen die erfolgreiche Bewältigung
der Ungarn-Krise: zum einen mit
Blick auf die damalige große Hilfs-
bereitschaft, zum anderen, um
den Ungarn vorzuhalten, dass sie,
die einst so von Solidarität profi-
tiert hätten, sich heute aus der
Pflicht zur europäischen Solidari-
tät stehlen. Dabei blenden die
Moralisten Wesentliches aus.

Kuhhandel der Weltmächte
Im Herbst 1956 arrangierten die
Weltmächte vor dem Hinter-
grund einer brisanten Krise des
Kalten Kriegs einen Kuhhandel.
Während die Ungarn sich gegen
die stalinistische Führung erho-
ben, lieferten sich Großbritan-
nien und Frankreich vor der
ägyptischen Küste mit Präsident
Nasser einen letzten Akt europäi-
scher Kanonenboot-Diplomatie.

Nach der Verstaatlichung des
Suezkanals und der Sperre des
Kanals für israelische Schiffe in-
tervenierten die beiden Noch-
Kolonialmächte und besetzten
den Sinai. Nasser wurde in Lon-
don und Paris zu einer Art „Hitler

am Nil“ stilisiert. Die USA und die
Sowjetunion einigten sich darauf,
den Konflikt vor die UNO zu brin-
gen. Zeitgleich schlug die Sowjet-
armee den ungarischen Volksauf-
stand nieder. Der Nahe Osten
wurde zum Teil des Kalten
Kriegs, und die Ungarn bezahlten
hierfür die wesentliche Zeche.

Freie Hand für Moskau
Um keinen größeren Konflikt im
östlichen Mittelmeer zu riskieren,
ließ man Moskau freie Hand in
Ungarn. Nach dem sowjetischen
Einmarsch folgten Massenverhaf-
tungen, Prozesse und der Exodus
jener, die es über die Grenze in
Burgenland schafften.

Viele Flüchtlinge fanden an-
fänglich Aufnahme bei Bauern,
halfen bei der Feldarbeit mit und
wohnten in einfachsten Verhält-
nissen. Abgesehen davon, dass es
sich um Menschen aus derselben
Kultur handelte, war die Aufnah-
me unkomplizierter, denn nie-
mand forderte Mindestsicherung,
die es nicht gab. In der ungari-
schen Erinnerung ruft vieles von
dem, was die große Flucht betrof-
fen hat, kaum die Idee einer
europäischen Solidarität hervor.
Vielmehr liegt über vielem ein
bitterer Nachgeschmack.

Vom Rest der Welt missver-
standen zu sein ist eine Konstan-
te der magyarischen Selbstwahr-
nehmung. Das hat nicht nur mit
der Eigenheit der Sprache zu tun,
sondern ist die Folge so mancher
historischer Niederlage.

Wenn nun europäische Politi-
ker die Ungarn 2016 harsch an die
viel zitierte europäische Solidari-
tät erinnern, haben sie die Ge-
schichte von 1956 nicht verstan-
den. Aussagen, wie jene des Lu-
xemburgers Asselborns, Ungarn
aus der EU zu werfen, weil es die
Verteilungsquote Brüssels ableh-
ne, haben jene befeuert, die am
2. Oktober gegen die europäische
Flüchtlingspolitik gestimmt ha-
ben. Analogien in extremis zu be-
dienen führt zu extremen Gräben.
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PIZZICATO

Merkel fast weg
D ie „Kronen Zeitung“ titelte am Mittwoch dieser Woche: „Nach

Kurz, Doskozil, Rupprechter auch Kern: Jetzt rücken alle von
Merkel ab“. In Berlin trat daraufhin die deutsche Bundesregierung
zur Krisensitzung zusammen.
ANGELA MERKEL: Also, die österreichische „Bild“ schreibt: „Nach
Kurz, Doskozil, Rupprechter auch Kern: Jetzt rücken alle von Mer-
kel ab“.
WOLFGANG SCHÄUBLE: Wer sind die jetzt?
FRANK-WALTER STEINMEIER: Den Kurz kennst du vielleicht aus den
Talkshows.
URSULA VON DER LEYEN: Adretter Junge eigentlich.
ALEXANDER DOBRINDT: Könnte direkt von der CSU sein.
WOLFGANG SCHÄUBLE: Ist in Königgrätz noch ein Feld frei?
FRANK-WALTER STEINMEIER: Ich werd mal den tschechischen Kolle-
gen fragen.
URSULA VON DER LEYEN: Super. Endlich wieder Truppenbesuch im
Ausland. Und ich muss dafür gar nicht nach Afghanistan fliegen.
ANGELA MERKEL: Ich glaube, wir machen das dann doch anders. Wir
schicken ihnen jetzt einfach 500 Flüchtlinge mehr pro Tag zurück.
Geht das?
LOTHAR DE MAIZIÈRE: Wir schaffen das. (oli)
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Wie wär’s mit einer SPÖ-
Mitgliederbefragung?
„Das abgesagte Burkaverbot“, von
Dietmar Neuwirth, 12. 10.
Laut des am 6. 9. erstellten Arbeits-
programms unserer Regierung
sollte am 12. 10. ein Integrations-
paket beschlossen werden. Wie
heute zu lesen war, wird daraus
aber nix (wen wundert es?).

Um aber dieses Paket doch
noch zu retten, schlage ich dem
Herrn Bundeskanzler vor, selbst
einzugreifen. Nachdem er ja die
„Mitgliederbefragung“ entdeckt hat,
sollte er auch über die von Frau
Duzdar verweigerten Punkte Voll-
verschleierungsverbot, Sanktionen,
Ein-Euro-Jobs etc. die unge-
schminkte Meinung seiner Partei-
mitglieder einholen. Sollte Herr

Kern dann auch noch den Mut
haben, das Ergebnis in die Verhand-
lungen mit Herrn Kurz einfließen zu
lassen, könnte das Paket wahr-
scheinlich in kürzester Zeit ge-
schnürt werden. Damit wäre dann
zumindest einer der von der Regie-
rung selbst auferlegten Arbeitsauf-
träge erfolgreich erledigt – und es
könnte sofort zum Jubeln darüber
übergegangen werden.
Wolfgang Fürböck, 1130 Wien

Auch OGH-Erkenntnisse
immer begründen
„Justizreformen, aber Laien
bleiben“, 10. 10.
Wie von Ihnen berichtet, hat das
Urteil im sog. Grazer Amokfahrer-
prozess, das aufgrund der derzei-
tigen Gesetzeslage durch die Ge-
schworenen ohne Begründung ge-
fällt werden konnte, zu einer Dis-
kussion geführt, die in die Richtung
geht, dass künftighin auch Ge-
schworenenurteile begründet wer-
den müssen. Diese Diskussion ist
wichtig, und die für die Not-
wendigkeit der Begründung von

Urteilen vorgebrachten Argumente
sind stichhaltig.

Allerdings wird dabei über-
sehen, dass § 510 (3) ZPO auch
dem OGH die begründungslose
Zurückweisung von außerordent-
lichen Revisionen ausdrücklich
gestattet. Die in der aktuellen Dis-
kussion für die verpflichtende Be-
gründung von Urteilen vorge-
brachten Argumente gelten hier
jedoch gleichermaßen.

Dazu kommt, dass die Begrün-
dungen des OGH auch im Fall der
Zurückweisung außerordentlicher
Revisionen Aspekte enthalten
könnten, die für die Fortentwick-
lung der Judikatur von Bedeutung
sein könnten. Immer wieder füh-
ren Begründungen von Gerichts-
entscheidungen zu fruchtbaren
Diskussionen in der juristischen
Fachwelt, während das Fehlen
einer Begründung – warum auch
immer sie unterblieben sein mag –
dazu führt, dass auch durchaus
diskussionswürdige Fälle endgültig
in der Versenkung verschwinden.

Kann man Rechtsprechung
ohne Argumente wirklich als
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Die verbindende Mitte
Replik. Die Neos zwischen rechts und links: Entscheidend ist das
Zustandekommen einer Reformmehrheit für echte Veränderungen.

VON JOSEF LENTSCH

D as Gegenteil von gut sei
nicht böse, sondern gut
gemeint, witzelte Kurt

Tucholsky. Gut gemeint war wohl
auch das „Quergeschrieben“ von
Martin Engelberg in der „Presse“
(11. 10.) mit dem Titel: „Kurz, Griss
und Strolz – und die verpasste Ge-
legenheit“. Dort schreibt er, dass
den Neos „wirklich nicht mehr zu
helfen“ sei, wenn bei den kom-
menden Nationalratswahlen die
Chance im Rahmen einer gemein-
samen Wahlplattform mit Irmgard
Griss und unter Führung von
Sebastian Kurz nicht genutzt wer-
de, „mit der ÖVP gemeinsame poli-
tische Ziele durchzusetzen“. Und
unter Verwendung eines Freud-Zi-
tats schreibt er, es gehe da nur um
den „Narzissmus der kleinen Diffe-
renzen“.

Sehen wir einmal von dem für
einen Psychoanalytiker ungewöhn-
lich direktiven und moralisieren-
den Ton ab und analysieren die
dem Kommentar zugrunde liegen-
de zentrale Annahme: dass näm-
lich Neos von der ÖVP vernachläs-
sigbar wenig trenne. Wer sich je-
mals mit der Gründungsgeschichte
der Neos als Bürgerbewegung be-
fasst oder einen Blick in das Partei-
programm geworfen hat (etwa die

Positionen gegen Überwachungs-
staat, Kammerzwang und verstaub-
te Gesellschaftspolitik), weiß es
besser. Engelbergs Missverständnis
geht aber tiefer: Seine Sichtweise
ist von den CDU/FDP-Regierungen
der 1980er- und 1990er-Jahre ge-
prägt, als Liberale von den Kon-
servativen arrogant als Anhängsel
betrachtet wurden. Vergessen sind
die 13 Jahre von 1969 bis 1982,
als eine sozialliberale Koalition
Deutschland regiert hat.

Große Erneuerungsprojekte
Für das heutige Europa stimmt
Engelbergs Lesart, die Liberale
ohne Konservative zur Fußnote de-
gradiert, noch weniger. Liberalde-
mokraten stellen in sieben Staaten
den Regierungschef. Wo sie in Ko-
alition sind, regieren sie derzeit am
öftesten mit Sozialdemokraten.

Passen Liberale also am besten
mit Linken zusammen? Nein. Es ist
kein Zufall, dass die Liberalen in
Parlamenten meist in der Mitte
sitzen, zwischen den linken und
rechten Blöcken. Auch die Neos
sind keine Blockpartei, sondern
eine Bürgerbewegung der Mitte.

Das politische Zentrum ist we-
der links noch rechts. Dementspre-
chend gibt es für Liberale keinen
„natürlichen“ politischen Partner.
Angesichts einer zunehmend pola-

risierten politischen Landschaft in
Österreich und Europa wird die
Rolle der verbindenden Mitte, die
sowohl für eine offene Gesellschaft
als auch für eine offene Wirtschaft
eintritt, immer wichtiger.

In Österreich ist mit beiden Alt-
parteien aber jeweils nur eines da-
von zu haben. Die „gemeinsamen
politische Ziele“, von denen Engel-
berg spricht, werden daher je nach
Koalition unterschiedliche sein:
etwa Bildungsreform und Bürger-
rechte gemeinsam mit Mitte-links,
Wirtschafts- und Pensionsreform
mit Mitte-rechts.

Entscheidend ist, dass eine Re-
formmehrheit für echte Verände-
rung zustande kommt. Da geht es
nicht um kleine Differenzen, son-
dern um große Erneuerungspro-
jekte für Österreich.

Welche der beiden Altparteien
den dafür notwendigen Sprung in
das 21. Jahrhundert schafft, ist heu-
te noch nicht absehbar. Die Gele-
genheiten dafür haben bisher bei-
de verlässlich verpasst.
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